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D er Gipfel-Ma-
rathon im Juni
2022 wird Ge-

schichte schreiben.
So oder so. Erwird die
Wegmarke sein, ob
der politischeWesten
den KriegsherrnWla-
dimir Putin stoppen
sowie die von ihm überfallene
Ukraine – und mit ihr die Werte
der Demokratie– retten konnte.
Oder nicht. Und als wäre diese
Herkulesaufgabe nicht schon
genug, geht es auch noch umdie
Jahrhundertaufgabe Klima-
schutz.
Die Staats- und Regierungs-

chefs von EU, G7 und der Nato
haben in Brüssel, Elmau und
Madrid Putinmit seiner faschis-
toiden Politik und Drangsalie-
rung aller Andersdenkenden
Grenzen aufgezeigt. Doch es ist
offen, ob ihndasdavonabhalten
wird, sie zu überschreiten. Die
meisten Gipfel-Beschlüsse sind
Absichtserklärungen. Es kommt
jetzt darauf an, was die Unter-
zeichner darausmachen.

Es wird vermutlich Jahrzehn-
tedauern,bisausdemvonderEU
verkündeten Beitrittsstatus der
Ukraine eine Mitgliedschaft
wird. Ferner ist unklar, was die
G7unter Sicherheitsgarantieren
für die Ukraine nach dem Krieg
verstehen.Kiewistschoneinmal
verratenworden. ImBudapester
Memorandum von 1994 gaben
Russland, das Vereinigte König-
reichunddieUSAderUkraineSi-
cherheitsgarantien dafür, dass
sie alleNuklearwaffen auf ihrem
Territorium beseitigt. Es hat sie
nicht vor Putins Überfall be-

wahrt.
Die von den G7 ver-
sprochenen Milliar-
den-Hilfengegenden
Hunger in der Welt
werden nicht ausrei-
chen, um die Not er-
heblich zu lindern.
Ebenso dramatisch:

DerKampfgegendenKlimawan-
del wird nicht mit der Kraft ge-
führt,wieesdieErderhitzunger-
fordert, weil die Hauptverursa-
cher–die reichen Industriestaa-
ten – mit Putins Erschütterung
derWelt beschäftigt sind.
US-Präsident Joe Biden hat

die USA als die alte, starke Füh-
rungsmacht präsentiert. Bun-
deskanzler Olaf Scholz hat sich
beim G7-Treffen unter deut-
scher Präsidentschaft dahinter
eingereiht. Das war souverän,
um ein Bild der Geschlossenheit
abzugeben. Aber Scholz muss
Führung in Europa zeigen und
Bidendamit entlasten.Dennder
hat vor allem ein innenpoliti-
sches Problem. Die Gefahr, dass
bei den Präsidentschaftswahlen
2024 der Albtraum Donald
Trump zurückkehrt, ist nicht
klein.
AuchdieNatohatBaustellen.

Die Türkei hat jetzt zwar ihre
Blockade gegen die Aufnahme-
verfahren für Finnland und
Schweden aufgegeben – sicher
ist diese Nato-Erweiterung aber
nicht. Alle Parlamente der 30
Bündnisstaatenmüssen zustim-
men.
Die Demokratien haben eine

Woche lang seltene Geschlos-
senheit und Entschlossenheit
gezeigt. Ein großer Schritt. Was
vor ihnen liegt, ist einneuerMa-
rathon. Sie werden Durststre-
cken bis zu ihrer neuenWeltord-
nung durchstehen müssen. Ge-
meinsam. Zu wünschen ist ih-
neneinPublikumanderStrecke,
das siedabeiunterstütztundan-
feuert. Das sind ihre eigenen
Bürgerinnen und Bürger. Das
sind wir.

” Scholz muss
Führung in Europa
zeigen und Biden
damit entlasten

Um eines vorne-
weg zu sagen:
Das Thema

Selbstbestimmungs-
recht verträgt keine
falschenZwischentö-
ne, Hass und Hetze
schongarnicht.Denn
es betrifft die Leben
vonMenschen, die bisher vor al-
lem Diskriminierung erleiden
mussten. Insofern ist es richtig,
den schikanierendenHindernis-
lauf zu beenden für all jene, de-
ren geschlechtliche Identität
vonihrerbiologischenabweicht.
Allerdings hat das Projekt der

Ampelkoalition Nebenwirkun-
gen. Wenn die offiziell festge-
stellte geschlechtliche Identität
allein einer Willensentschei-
dung unterliegt, ist Missbrauch
nicht ausgeschlossen – dann
nämlich, wenn Menschen eine
anderegeschlechtlicheIdentität
nur behaupten, um daraus Vor-
teile zu ziehen. In Baden-Würt-
temberg hat ein Mann bei den

Grünenmal die Probe
aufs Exempel ge-
machtundsichbei ei-
nem innerparteili-
chen Wettbewerb um
einen Frauenplatz
beworben. Das war
eine politische De-
monstration. Im

Ernstfall stünden Gerichte vor
schwierigen Entscheidungen.
Auch könnte die Abweichung

von objektiven Kriterien bei an-
deren Identitätsfragen Schule
machen – wenn jemand also ei-
nen Migrationshintergrund be-
hauptet, den es nicht gibt. Un-
möglich istdasnicht.DieAbwei-
chung von objektiven Kriterien
öffnet jedenfalls einen Raum,
dernichtalleinFrauenundMän-
ner mit „falschem“ Geschlecht
angeht.ÜberdieseFragenzudis-
kutieren, ohne Transgender-
Menschen zu verletzen, stellt
höchste Ansprüche an die Dis-
kussionskultur. Leider hat sich
diese eher zurückentwickelt.
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ROM Stets gilt das Prinzip, dass
Militärbündnisse einen Feind
brauchen, um zu funktionieren:
Wladimir Putin hat diese Rolle
vollkommen übernommen und
ermöglichte es derNato, die Kri-
se imEndstadium(...)hinter sich
zu lassen. Auf dem Gipfel in
Madrid hat die Nato ihre ur-
sprüngliche Funktion wieder-
entdeckt: die kollektive Vertei-
digung des euro-atlantischen
Raums hinsichtlich eines Russ-
lands, das laut des neuen Strate-
gischen Konzepts die bedeu-
tendste und direkteste Bedro-
hung für die Sicherheit der Alli-
ierten darstellt.

BRÜSSEL Putin sah in der Aus-
sicht, dass die Ukraine eines Ta-
ges in dasMilitärbündnis aufge-
nommen werden könnte, eine
Bedrohung des russischen Ein-
flussbereichs, die es mit allen
Mitteln zu beseitigen galt. Doch
weniger als sechsMonate später
hat Putin mit seinem blutigen
Krieg genau das Gegenteil er-
reicht: Er hat dieNato aus ihrem
halbkomatösen Zustand wach-
gerüttelt, und seither baut das
Bündnis mit großem Elan eine
Verteidigungslinie an seiner
Ostgrenze auf.

MADRID Zum Glück für die Eu-
ropäerbleibtdasWeißeHausder
erfolgreichstenundeffektivsten
Allianz der Geschichte ver-
pflichtet. Die Verbindung zwi-
schen den USA und Europa
könnte nicht fester sein und ist
jetzt sogar über Europa hinaus
entscheidend. Jetzt gerät auch
Peking ins Blickfeld. Ohne das
starke und demokratische Euro-
pa,dasPutinaushöhlenwill,wä-
ren die USA in der strategischen
Konfrontation, die mit der auf-
strebenden Supermacht China
vorbereitet wird, imNachteil.

Herr Grünewald, Bundespräsi-
dent Steinmeier hat mit dem
Vorschlag eines sozialen
Pflichtjahrsfür jungeErwachse-
ne für Debatten gesorgt. Was
halten Sie von demVorschlag?
Es geht dem Bundespräsidenten –
wie ich ihn verstehe – um den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt.
Aus psychologischer Sicht ist das
momentan tatsächlich eines der
drängendstenThemen.Aus all un-
serenStudiengehthervor, dass die
Angst derMenschen vor der sozia-
len Entzweiung und dem Ausei-
nanderdriften der Gesellschaft noch größer ist
als etwa vor dem Klimawandel.

Wie erklären Sie sich das?
Das Wir-Gefühl hat in der Zeit der Pandemie
großen Schaden erlitten. Die Menschen haben
sich in ihr Schneckenhaus zurückgezogen. Das
Homeoffice hat diese Selbstbezüglichkeit noch
verstärkt,unddernachwachsendenGeneration
warderSozialisationsraumSchuleüberMonate
hinweg versperrt. Die Schule ist über den Er-
werb vonWissen hinaus ein ganz wichtiger Ort
für das Erlernen von Gemeinschaftsfähigkeit.
Das Schöne am Lernort Schule in diesem Sinn
ist,dassdort idealerweisesehrunterschiedliche
CharaktereausverschiedenstenMilieuszusam-
mentreffen. Ein großes Problem unseres deut-
schen Schulsystems ist, dass es schon nach vier
Jahren Grundschule zu separieren beginnt. Das
führt zu einer Verengung des sozialen Gefüges,
in demHeranwachsende sich bewegen und för-
dert ein Gefühl der Absonderung bis hin zur
Weltfremdheit. In der Pandemie hat sich das
verschlimmert. Überdies ist auch ein zweiter
traditioneller Faktor für die Ausprägung eines
Zusammengehörigkeitsgefühls weggefallen.

Woran denken Sie?
An die Medien. Mit ihrem „Lagerfeuer-Effekt“
haben Medien früher ein verbindendes Be-
wusstsein von Realität und eine gemeinsame
Blickrichtung geschaffen. Unterdessen be-
obachtenwir, dass die jungen Leute sich immer
stärker in ihreNetflix-Blasenzurückziehenund
es demzufolge kaum noch gemeinschaftsför-
dernde Bezugspunkte gibt. Jugendliche richten
sich in ihrer je eigenen Serien-Realität ein, ha-
ben ihre je eigenen Netzwerke, Vorstellungen
undWeltanschauungen.

Und die Familie?
Ist ebenfalls weithin brüchig geworden. In den
vielfach belasteten Familienkonstellationen
machen Jugendliche sehr früh die Erfahrung,
dass sie gut daran tun, sich zur eigenen Stabili-
sierung zuerst und vor allem um sich selbst zu
drehen. Der Bundespräsident würde es nicht so
nennen, aber ich als Psychologe sage:Wir brau-
chen als Gesellschaft ein erweitertes Inzest-Ta-
bu – also die Aufhebung einer selbstbezügli-
chen, durch die sozialenMediennoch geförder-
tenmentalen Inzucht inder jungenGeneration.

Inwiefern wäre ein soziales Pflichtjahr Teil
eines solchen Tabus?

In einem Pflichtjahr sehe ich die
Möglichkeit, nach der – entwick-
lungspsychologisch betrachtet –
ohnehin zu kurzen Schulzeit aus
der beschriebenen Enge auszubre-
chen. Mit einem solchen Jahr wür-
de auch der Wegfall des Wehr- be-
ziehungsweise des Zivildienstes
ausgeglichen,der jungeErwachse-
nenfrüherfastautomatischausih-
rem gewohnten Umfeld heraus-
führte und ihnen neue Perspekti-
veneröffnete,wasauchzurAkzep-
tanz bis dato fremder Lebenswel-
ten beitrug. Die Altvorderen mit

ihrem Konzept der „Lehr- und Wanderjahre“
hatten ein gutes Gefühl dafür, wie bereichernd
esist,aufdemSprunginsErwachsenwerdenmal
seinenkleinenKosmoszuverlassenunddiegro-
ße, weiteWelt zu entdecken– auchmit demEf-
fekt einer Erziehung zur Toleranz.

Den Jungennachder Schulpflicht gleichmit
dem nächsten Pflichtprogramm zu kom-
men, klingt nicht gerade attraktiv.
Auf der bewussten Ebene könnten Jugendliche
dasalsZwangwahrnehmen, ja.Aberaufderdar-
unterliegenden Ebene liegt gerade in der Ver-
pflichtungaucheinMomentderEntlastung,der
Zwanglosigkeit. In unseren Tiefen-Interviews
machenwirdieErfahrung,dassdiejungenLeute
heute unter ungeheurem Druck stehen, schon
mit 17oder 18 sagen zumüssen,was einmal aus
ihnen werden soll. Sie stellen allerhöchste An-
sprüche an ihren künftigen Werdegang, schlie-
ßensoetwaswieDurchschnittlichkeitoderMit-
telmaß geradezu zwanghaft aus ihrer Lebens-
planung aus. Das führt einerseits zu einem im-
mensen Konkurrenzdruck und andererseits zu
einer strukturellen Überforderung angesichts
eines dauernden Gefühls des Ungenügens.

Da käme ihnen ein soziales Pflichtjahr viel-
leicht umsomehr in die Quere.
Ja, aber in einem positiven Sinn. Die Idee, als
Einzelnermal ein Jahr für soziales Engagement
dranzugeben, scheitert momentan allzu leicht
an derAngst, die anderen könnten einen in die-
ser Zeit ausstechen, überholen und abhängen.
Ein Pflichtjahr nähmediesenDruck schlagartig
heraus,weilalle füreinebestimmteZeit schein-
bar ausgebremst würden.

Aber kommt der Vorschlag Steinmeiers
nicht doch zur Unzeit – ausgerechnet jetzt,
nachmehralszweiJahrenPandemie,diemit
all ihren Auflagen und Beschränkungen ge-
rade den Heranwachsenden viel abverlangt
hat?
Im Gegenteil. Ein Pflichtjahr käme jetzt gerade
recht.Wie unsere aktuelle Jugendstudie für das
Magazin „Stern“ ergab, hat fast die Hälfte aller
Jugendlichen in der Corona-Zeit eine soziale
Scheu entwickelt und fühlen sich unsicher im
Umgang mit anderen. Ein soziales Pflichtjahr
böte die ideale Möglichkeit, wieder kontaktfä-
hig und kontaktfreudig zu werden.

Das Gespräch führte
Joachim Frank

ist Geschäftsführer
des Kölner „rhein-
gold“-Instituts. Er

schreibt aus psycho-
logischer Sicht über
gesellschaftlich rele-

vante Themen
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